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Tagesordnungspunkt: 

 
Antrag auf Errichtung einer Stützmauer auf dem Grundstück Gemarkung Eitorf, Flur 25, Flurstück 99 
(Jakobstraße/Schoellerstraße), hier: Antrag auf Abweichung nach § 69 (3) BauO NRW über die 
Zulassung einer  Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 1, Ortslage Eitorf, 30. 
Änderung 

 Beanstandung des SOMK-Beschlusses vom 13.04.2021 durch den Bürgermeister nach Feststellung 
eines Mitwirkungsverbotes 

 Neue Beschlussfassung in der Sache 
 
 
 

Beschlussvorschlag: 

 
1. Der Ausschuss für Stadtplanung, Ortsentwicklung, Mobilität und Klimaschutz nimmt die 

Beanstandung des Beschlusses vom 13.04.2021 durch den Bürgermeister zur Kenntnis und befasst 
sich erneut mit dem Tagesordnungspunkt. 

 
2. Der Ausschuss für Stadtplanung, Ortsentwicklung, Mobilität und Klimaschutz stimmt dem Antrag 

auf Abweichung nach § 69 (3) BauO NRW zu und erteilt die Befreiung von den Festsetzungen des 
Bebauungsplanes gemäß § 31 (2) BauGB. 

 
 
 
 



Begründung: 

 
I. Befangenheit des Architekten Guido Casper in der Sitzung des A-SOMK am 13.04.2021. 
 
Der Antrag auf Errichtung einer Stützmauer wurde bereits in der Sitzung des Ausschusses für 
Stadtentwicklung, Ortsentwicklung, Mobilität und Klimaschutz am 13.04.2021 behandelt und 
folgender Beschluss gefasst: 
 
„Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Ortsentwicklung, Mobilität und Klimaschutz stimmt dem Antrag 
auf Abweichung nach § 69 (3) BauO NRW zu und erteilt die Befreiung von den Festsetzungen des 
Bebauungsplanes gemäß § 31 (2) BauGB.“ 
 
Abstimmungsergebnis: 
Dafür:    6  (SPD; 2 Grüne) 
Dagegen:   5 (4 CDU, 1 BfE) 
Enthaltungen:   4 (2 FDP, 1 UWG, 1 CDU) 
 
Dem Beschlussvorschlag und somit dem Antrag wurde demnach mit 1 Stimme Mehrheit entsprochen. 
 
Ein Hinweis auf eine mögliche Befangenheit des Ausschussmitgliedes Guido Casper ist während der 
Beratung und Abstimmung unterblieben, wurde jedoch im weiteren Verlauf der Sitzung hinterfragt. 
Die Prüfung des Sachverhaltes erfolgte im Nachgang zur Sitzung durch die Verwaltung und hat 
folgendes Ergebnis: 
 
Die Mitwirkung eines wegen Befangenheit Betroffenen kann nach der Abstimmung nur geltend 
gemacht werden, wenn sie für das Abstimmungsergebnis entscheidend war. Bei dem zugrunde 
liegenden Abstimmungsergebnis ist dies der Fall, da eine Stimme den Ausschlag gegeben hat und bei 
Wegfall dieser einzelnen Stimme der SPD-Fraktion eine Patt-Situation entstanden und somit der 
Beschlussvorschlag der Verwaltung abgelehnt worden wäre. 
 
Liegt ein Mitwirkungsverbot vor? 
 
Basis für die Beschlussempfehlung der Verwaltung ist der eingereichte Antrag des/der Bauherr*in - 
auf eine Abweichung nach § 69 (3) BauO NRW, dem, wie oben ausgeführt, in der Sitzung entsprochen 
wurde. Architekt Guido Casper hat als Bauentwurfsverfassender gem. § 54 Bauordnung NRW die 
Begründung formuliert und unterzeichnet. § 31 GO regelt das Mitwirkungsverbot. Ungeachtet der 
Erwirkung unmittelbarer Vor- oder Nachteile für Betroffene oder Angehörige durch eine Entscheidung 
ist hierbei besonderes Augenmerk auf folgende Regelung zu legen: „Das Mitwirkungsverbot gilt auch, 
wenn der Betreffende „in anderer als öffentlicher Eigenschaft in der Angelegenheit ein Gutachten 
abgegeben hat oder sonst tätig geworden ist.“ Dies ist in diesem Fall zu bejahen. 
Für Herrn Casper bestand demnach gem. § 31 Abs. 2, Ziff. 3 GO bei der Entscheidung in dieser 
Angelegenheit ein Mitwirkungsverbot. 
 
Aus den Gründen ist der Beschluss rechtswidrig und vom Bürgermeister zu beanstanden. 
 
Die Beanstandung hat aufschiebende Wirkung und ist in einer schriftlichen Begründung dem Rat bzw. 
in dem Fall dem Ausschuss mitzuteilen. Dies geschieht mit den Ausführungen in dieser 
Beschlussvorlage.  
 
Aufgrund der Beanstandung eines Ausschussbeschlusses muss sich der Ausschuss erneut mit der 
Sache befassen. Finden Beratung und Abstimmung erneut mit Herrn Casper statt, hat der Rat über die 
Angelegenheit zu beschließen, da der Rechtsfehler in dem Falle nicht behoben wäre.  
 



II. Erneute Beratung des Antrages auf Errichtung einer Stützmauer 
 
Bei einer Ortsbesichtigung am 12.04.2018 durch den Rhein-Sieg-Kreises wurde festgestellt, dass auf 
o.g. Grundstück sowie auf Teilbereichen der gemeindeeigenen Grundstücke Gemarkung Eitorf, Flur 
25, Flurstücke 341 (Gehweg Schoellerstraße) und 163 (Jakobstraße) Einfriedungsmauern bzw. 
Stützmauern ohne die erforderliche Baugenehmigung errichtet wurden. Daraufhin hat die 
Antragstellerin beim Rhein-Sieg-Kreis im Jahre 2018 einen Bauantrag auf Errichtung einer Stützmauer 
mit einer max. Höhe von 2,00 m auf o.g. Grundstücken eingereicht. Der Ausschuss für Planung, 
Umwelt und Erneuerbare Energien hat sich in seiner Sitzung am 06.09.2018 mit dem Antrag befasst 
und diesen abgelehnt. 
 
Nun stellt die Antragstellerin erneut einen Antrag auf Genehmigung einer Stützmauer mit einer Höhe 
zwischen 0,90 m und 1,50 m (Anlage 1 und 2). 
 
Entlang des Flurstückes Nr. 99 befinden sich Stützmauern angrenzend an die Schoellerstraße 
(Gesamtlänge ca. 70 m mit einer Unterbrechung für eine Ein-/Ausfahrt in einer Breite von ca. 25,00 
m), sowie angrenzend an die Jakobstraße (Gesamtlänge ca. 25,00 m). Auf dem Grundstück selbst 
befinden sich in einem Abstand von ca. 7,00 m von der Schoellerstraße entfernt Mauern in einer 
Länge von ca. 25,00 m (siehe Auszug beigefügter Lageplan, Anlage 3). 
 
Die Überschreitung der Mauer auf gemeindeeigene Flächen an der Schoeller-und Jakobstraße beträgt 
auf einer Länge von jeweils ca. 25,00 m ca. 0,05 m bis ca. 0,55 m. 
Dipl. Ing. Ernst Waaser, Meerbusch teilte in einem Schreiben vom 03.08.2018 dem RSK mit, dass er in 
statischer Hinsicht keine Bedenken bezüglich der Standsicherheit der Begrenzungsmauer habe. 
 
Das Baugrundstück liegt im Geltungsbereich des qualifizierten Bebauungsplanes Nr. 1, „Ortslage 
Eitorf“, 30. Änderung. Im Bereich eines Bebauungsplanes ist ein Vorhaben zulässig, wenn es den 
Festsetzungen dieses Planes nicht widerspricht (§ 30 Abs. 1 Baugesetzbuch –BauGB). 
 
Gemäß Textfestsetzungen des Bebauungsplanes sind „Einfriedungen vor der straßenseitigen 
Baugrenze und deren geradliniger Verlängerung zur seitlichen Grundstücksgrenze (Vorgarten) nur als 
Gitter, Holzzäune, Sockelmauern und Hecken bis zu 0,80 m Höhe über der angrenzenden 
Verkehrsfläche zulässig.“ 
 
Die Antragstellerin beantragt – da die Stützmauer/Einfriedungsmauer die im B-Plan festgesetzte Höhe 
von 0,80 m überschreitet, eine Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplanes gemäß § 31 (2) 
BauGB in Verbindung mit § 69 Abs. 3 BauO NRW. 
 
Nach § 69 Abs. 3 BauO NRW entscheidet über Ausnahmen und Befreiungen nach Abs. 2 Satz 1 bei 
nicht genehmigungsbedürftigen Bauvorhaben die Gemeinde nach Maßgabe der Absätze 1 und 2.  
 
Von den Festsetzungen des Bebauungsplanes kann befreit werden, wenn die Grundzüge der Planung 
nicht berührt werden und 
 
1. Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Befreiung erfordern oder 
2. die Abweichung städtebaulich vertretbar ist oder 
3. die Durchführung des Bebauungsplanes zu einer offenbar nicht beabsichtigten Härte führen 

würde 
 
und wenn die Abweichung auch unter Würdigung der nachbarlichen Interessen mit den öffentlichen 
Belangen vereinbar ist. 
 
Bei der Prüfung der Voraussetzungen für die Erteilung von Befreiungen nach § 31 Abs.2 BauGB ist für 



alle 3 Befreiungstatbestände der Nrn. 1-3 erforderlich, dass durch die Befreiung die Grundzüge der 
Planung nicht berührt werden. Bei der Errichtung der Stützmauern/Einfriedungsmauern wird die 
Grundkonzeption des Bebauungsplanes nicht berührt. Der Gebietscharakter wird hierdurch nicht 
beeinträchtigt. Auf der gegenüberliegenden Straßenseite der Schoellerstraße befindet sich ebenfalls 
eine Stützmauer, so dass sich hier ein Pendent ergeben würde. 
 
Zu dem Befreiungstatbestand Nr. 1: 
Gründe des Wohls der Allgemeinheit, die die Befreiung erfordern würden, liegen nicht vor, denn es 
handelt sich ausschließlich um private Gründe. 
 
Der Befreiungsgrund der Nr. 2 verlangt, dass die Befreiung städtebaulich vertretbar ist. Städtebaulich 
vertretbar heißt: Vereinbarkeit mit einer geordneten städtebaulichen Entwicklung. Durch die 
Errichtung der Stützmauer, die an der höchsten Stelle eine Höhe von 1,50 m erreicht, bleibt eine 
geordnete städtebauliche Entwicklung weiterhin erhalten, da umliegende Mauern tlw. höher sind. 
 
Der Befreiungstatbestand der Nr. 3 setzt voraus, dass die Durchführung des Bebauungsplanes zu einer 
offenbar nicht beabsichtigten Härte führen würde. Dies trifft im vorliegenden Fall nicht zu, da ein 
Bebauungsplan immer Grenzen der Nutzungsmöglichkeiten des Grundstücks setzt, die in diesem Fall 
nicht härter sind, als an anderen Stellen auch.  
 
Somit liegt von den Nrn. 1-3 ausschließlich der Befreiungstatbestand der Nr. 2 vor. Abgesehen von der 
Grundvoraussetzung, dass die Grundzüge der Planung nicht berührt werden dürfen (die hier erfüllt 
ist), muss die Abweichung zusätzlich auch unter Würdigung der nachbarlichen Interessen mit den 
öffentlichen Belangen vereinbar sein. 
Zu den öffentlichen Belangen gehören u.a. die in § 1 Abs. 6 BauGB bezeichneten Belange. Die 
Errichtung der Stützmauer wird weder die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse noch die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung (§ 1 Abs. 6 Nr. 1) 
beeinträchtigen sowie auch nicht die sozialen und kulturellen Bedürfnisse der Bevölkerung, die 
Belange des Umweltschutzes oder die der Wirtschaft, Land-und Forstwirtschaft.  
 
Wird von den Festsetzungen des Bebauungsplanes abgewichen, kann sich die Frage des 
Nachbarschutzes neu stellen. Dem direkt angrenzenden Nachbarn (Flurstück 1155) entstehen keine 
Nachteile durch die Befreiung, da die Stützmauer zu den Straßen Jakobstraße/Schollerstraße errichtet 
wird und nicht zum westlichen Nachbargrundstück. 
 
Die Entscheidung über die Erteilung einer Befreiung steht – wie die einer Ausnahme – im Ermessen 
der Gemeinde Eitorf. Der Wortlaut („kann“) ist soweit eindeutig. Das Vorliegen der Voraussetzungen 
für die Erteilung einer Befreiung vermittelt noch keinen Anspruch auf die Befreiung; es liegt vielmehr 
im pflichtgemäßen Ermessen der Gemeinde Eitorf, die Befreiung zu erteilen. 
Bei Vorliegen der Anwendungsvoraussetzungen kann sich die Ermessensausübung im Einzelfall „auf 
Null“ reduzieren.  
 
Gemäß Zuständigkeitsordnung der Gemeinde Eitorf entscheidet der Ausschuss für Stadtentwicklung, 
Ortsentwicklung, Mobilität und Klimaschutz gem. § 8 Abs. 3 d über Abweichungsanträge gem. § 69 
BauO NRW in Fällen von grundsätzlicher Bedeutung. Der Abs. 3 d ist einschlägig. 
 
Da die Anwendungsvoraussetzungen des § 31 (2) vorliegen, empfiehlt die Verwaltung dem Ausschuss, 
der beantragten Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplanes zuzustimmen.  
 
Sofern der Ausschuss der Befreiung zustimmt, ist hinsichtlich der tatsächlichen Überbauung der 
gemeindeeigenen Verkehrsflächen eine zivilrechtliche Regelung erforderlich. Diese hat sich an dem 
aktuellen Bodenrichtwert für Bauland zu orientieren. 
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